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A. Sachverhalt 

I. Die getrennte Erfassung von Bioabfällen 

1. Ausgangspunkt 

2008 verabschiedete das Europäische Parlament und der Rat die Richtlinie 

2008/98/EG – Abfallrahmenrichtlinie (AbfRRL). Der Erwägungsgrund Nr. 28 

sah vor, dass u.a. zur Erreichung des europäischen Ziels einer „Recylings – 

Gesellschaft“ Abfälle zur Erleichterung oder Verbesserung des Verwertungs-

potenzial getrennt gesammelt werden sollen, falls dies technisch, ökologisch 

und wirtschaftlich durchführbar ist, bevor sie Verwertungsverfahren unterzo-

gen werden.1 Für die Abfallfraktion  - Bioabfälle – sieht dabei Art. 22 der Ab-

fRRL vor, dass die Mitgliedstaaten geeignete Maßnahmen zu treffen haben, 

um die getrennte Sammlung von Bioabfällen, zum Zweck der Kompostierung 

und Vergärung zu fördern. 

 

Das unter dem 29.02.2012 verkündete KrWG setzte diese Regelung in deut-

sches Recht um und sah vor, dass spätestens ab dem 01.01.2015 Bioabfälle 

getrennt zu sammeln sind. So sah der in der bis zum 28.10.2020 geltenden 

Fassung des Kreislaufwirtschaftsgesetztes (KrWG) geltende § 11 vor, dass 

„soweit dies zur Erfüllung der Anforderungen nach § 7 Abs. 2 bis 4 und § 8 

Abs. 1 erforderlich ist, Bioabfälle, die einer Überlassungspflicht“ nach § 17 

Abs. 1 unterliegen, spätestens ab dem 01.Januar 2015 getrennt zu sammeln 

sind.“ 

 

Die gewählte Formulierung des § 11 KrWG a.F. statuierte damit eine Ge-

trenntsammlungspflicht, die allerdings nicht absolut, sondern einem „Erfor-

derlichkeitsvorbehalt“ einer Verwertungspflicht und -möglichkeit nach den § 7 

Abs. 2 bis 4 sowie § 8 Abs. 1 KrWG unterlag2, der in der Praxis in der Regel 

erfüllt war.3 

 

Auch die nunmehr seit dem 29.10.2020 geltende Fassung des KrWG, die die 

geänderte AbfRRL (Richtlinie 2008/98/EG, geändert durch Richtlinie 

 
1 Richtline des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19.11.2008, RILI 2008/98/EG, Erwägungsgrund 28, S. 4. 

2 Vgl. dazu nur: Henssen, Die neue Vorschrift zur getrennten Sammlung von Bioabfällen, Kommentierung zu § 11 Abs. 1 KrWG, 

Aachen 2012; Rn. 7. 
3 So auch Henssen, a.a.O; BT-Drs. 18/2214, S. 5. 
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2018/851/EU) sowie einzelne Regelungen der Einwegkunststoffrichtlinie 

(Richtlinie 2019/904/EU) in deutsches Recht umsetzt, sieht eine ver-

pflichtende getrennte Erfassung der Bioabfälle durch die öffentlich-rechtli-

chen Entsorgungsträger (örE) vor.  

So sieht § 20 Abs. 2 Nr. 1 KrWG vor, dass die örE verpflichtet sind, Bioabfälle 

getrennt zu sammeln. Dabei ist zu berücksichtigen, dass zwar die genannte 

Richtlinie 2018/851/EU die bisher geltenden oben genannten (deklaratori-

schen)4 europäischen Zielvorstellungen verschärft und auf eine quasi abso-

lute Umsetzung der Getrenntsammlung von Bioabfällen zielt, so müssen die 

Mitgliedstaaten nunmehr dafür Sorge tragen, dass bis zum 31.12.2023 Bio-

abfälle entweder an der Anfallstelle getrennt und recycelt oder getrennt ge-

sammelt und nicht mit anderen Abfallarten vermischt wird, diese Pflicht hat 

der deutsche Gesetzgeber allerdings bereits in Umsetzung der Vorgängerre-

gel eingeführt. Letztlich ergeben sich keine materiell-rechtlichen Änderungen 

zwischen der bis zum 28.10.2020 geltenden Regelung des § 11 KrWG und 

der nunmehr in § 20 Abs. 2 Nr. 1 KrWG geregelten Neufassung der Getrennt-

sammelpflicht von Bioabfällen.5 

 

2. Umsetzung der Getrenntsammelpflicht von Bioabfällen 

Bundesweit setzt die Mehrzahl der örE in Umsetzung der Getrennterfas-

sungspflicht von Bioabfällen zwar mittlerweile auf eine verpflichtende Bio-

tonne. Dennoch kann bundesweit kein einheitlicher Umsetzungsstand fest-

gesetzt werden. Auf Grundlage einer Analyse, vorgenommen durch den Na-

turschutzbund Deutschland (NABU), wurde im Jahr 2020 ermittelt, dass die 

getrennte Sammlung von Küchen- und Gartenabfälle in 14 von 402 kreis-

freien Städten und Landkreisen im Bundesgebiet nicht umgesetzt wird. Ge-

mäß den Ergebnissen der Analyse haben 14 Kreise die gesetzliche Verpflich-

tung gänzlich missachtet und bislang keinerlei Getrenntsammlung eingeführt. 

Nach den Ergebnissen der Studie haben weitere 28 Städte und Landkreise 

Bringsysteme errichtet. Hierbei werden Bioabfälle statt mit einer haushalts-

nahen Biotonne in einem sogenannten Bringsystem erfasst, bei dem die Bür-

ger ihre Bioabfälle zu einer zentralen Sammelstelle bringen. In Nordrhein-

 
4 Hierzu Oehlmann, AbfallR 2016, S. 214 ff.  

5 Vgl. dazu auch VKU, Thärichen, Neufassung der kommunalen Getrenntsammelpflichten, veröffentlicht unter: www.vku.de/the-

men/infrastruktur-und-dienstleistungen/neufassung-der-kommunalen-Getrenntsammelpflichten. 
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Westfalen (NRW) sind dies die Städte Leverkusen und Hagen.6 In sieben 

weiteren Kreisen wird zwar eine Biotonne angeboten, jedoch nur für ein Teil-

gebiet des Kreises, Modellregionen oder Siedlungsgebiete mit höherer Be-

völkerungsdichte. Weitere sechs Kreise haben, so der NABU, zugesichert, 

eine Getrenntsammlung zeitnah einzuführen, offen ist jedoch, ob dies über 

eine Biotonne oder nur über ein Bringsystem erfolgen wird.7  

 

Laut des Abfallwirtschaftsplan NRW, Teilplan Siedlungsabfälle für den Pla-

nungszeitraum 2014 bis 2024/2025 (AWP NRW) sollen die Anstrengungen 

zur getrennten Erfassung der Bioabfälle, mithin die Abfälle, die über die Bio-

tonne erfasst werden (Nahrungs- und Küchenabfälle), sowie der Grünabfälle 

weiter verstärkt werden.8 Als Landeszielwert für die getrennte Erfassung der 

Bioabfälle sieht der AWP NRW dabei 150 kg Bio- und Grünabfälle pro Ein-

wohner und Jahr vor.9 

 

Entsprechend der Einwohnerdichte sind folgende Zielvorgaben gegeben.10 

 

<- 500 E/km²  = 180 kg/E*a 

➢ 500–1000 E/km²   = 160 kg/E*a 

➢ 100–2000 E/km²   = 140 kg/E*a 

➢ 2000 E/km²    = 90 kg/E*a 

 

Bisher konnte, so u. a. die Abfallbilanz für Siedlungsabfälle 2018 für das Land 

NRW, eine getrennte Erfassung von Bioabfällen von durchschnittlich insge-

samt 113 kg/E*a erreicht werden.11  

 

 

 
6 Vgl. dazu: https://www.nabu.de/imperia/md/content/nabude/konsumressourcenmuell/biotonnen_in_deutschland_2020-nabu-

karte_1-a4.pdf.; EUWID, 2.2012, S. 3. 
7 Vgl. zu den Zahlen insgesamt: https://www.nabu.de/umwelt-und-ressourcen/abfall-und-recycling/bioabfall/biomuell.html. 

8 AWP NRW, Teilplan Siedlungsabfälle, S. 45. 

9 AWP NRW, Teilplan Siedlungsabfälle, S. 46.  

10 AWP NRW, Teilplan Siedlungsabfälle, S. 46, Tabelle 5.1. 

11 Vgl. Abfallbilanz NRW für Siedlungsabfälle 2018. Nicht davon umfasst sind die Grünabfälle.  

https://www.nabu.de/imperia/md/content/nabude/konsumressourcenmuell/biotonnen_in_deutschland_2020-nabu-karte_1-a4.pdf
https://www.nabu.de/imperia/md/content/nabude/konsumressourcenmuell/biotonnen_in_deutschland_2020-nabu-karte_1-a4.pdf
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II. Die Erfassung von Bioabfällen in der Stadt Leverkusen 

Die Stadt Leverkusen ist örE gemäß den §§ 17, 20 KrWG, § 5 Abs. 1 Landesab-

fallgesetz NRW und damit auch zuständig für die Erfassung der überlassungs-

pflichtigen Bioabfälle. Entsprechend der gesetzlich vorgegebenen Getrennterfas-

sungspflicht sieht die Abfallsatzung der Stadt vor, dass die biogenen Abfälle in 

haushaltsüblichen Mengen zu Verwertungszwecken am Wertstoffzentrum oder 

dem Biomassezentrum in Burscheid Heiligeneiche angeliefert werden (§ 9 Abs. 2 

Nr. e der Abfallsatzung). 

 

Grünabfälle können zudem in Kleinmengen im Rahmen der Grünschnittsammlung 

zu den Sammelstellen gebracht oder am Wertstoffzentrum angeliefert werden. Grö-

ßere Mengen Grünabfälle sind direkt zum Biomassezentrum in Burscheid Heiligen-

eiche zu bringen (§ 9 Abs. 2 Nr. d der Abfallsatzung). 

 

Ein Holsystem über Biotonnen sieht die Abfallsatzung der Stadt Leverkusen dage-

gen nicht vor. 

 

Laut der Abfallbilanz NRW für Siedlungsabfälle 2018 werden in der Stadt Lever-

kusen zwar bei der Erfassung der Grünabfälle 92 kg/E*a pro Einwohner und damit 

der höchste Wert im Vergleich zu anderen kreisfreien Städten erreicht; bei den Bi-

oabfällen wird allerdings nur ein Wert von 0,99 kg /E*a erreicht.12 

 

 

B. Fragestellung 

Vor dem Hintergrund der grundsätzlichen Verschärfung der AbfRRL13 und der Neufas-

sung des § 20 KrWG ist fraglich, welche Anforderungen nunmehr an die Getrenntsam-

melpflichten von Bioabfällen zu stellen sind und ob das bisher von der Stadt Leverkusen 

bereit gehaltene Erfassungssystem für Bioabfällen den gesetzlichen Anforderungen ent-

spricht. 

 

 

 
12 Vgl. Abfallbilanz NRW für Siedlungsabfälle 2018, S. 47. 

13 Zu beachten ist, dass in Deutschland eine Getrenntsammelpflicht bereits seit dem 01.01.2015 gegeben ist, siehe dazu die 

Ausführungen unter A.  
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C. Stellungnahme 

Bereits die bis Ende Oktober letzten Jahrs geltende Regelung des § 11 Abs. 1 KrWG 

adressierte an die örE und damit auch an die Stadt Leverkusen eine Getrenntsammel-

pflicht von überlassungspflichtigen Bioabfällen. Diese Regelung wird nunmehr mit der 

Neufassung des § 20 KrWG fortgeschrieben. Dabei unterliegt die Getrenntsammelpflicht 

zwar faktisch einem „Erforderlichkeitsvorbehalt“, der allerdings in der Regel erfüllt sein 

dürfte.  

 

Die Umsetzung der Getrenntsammelpflicht, mithin das „wie“ liegt im Organisationsermes-

sen der örE. Ein spezielles Erfassungssystem wird vom Gesetzgeber nicht vorgeschrie-

ben. Die Stadt Leverkusen hält entsprechend des § 9 Abs. 2 lit e/d Abfallsatzung der 

Stadt Leverkusen sowohl für die Grün- als auch für die weiteren Bioabfälle ein Bringsys-

tem vor. Dieses Bringsystem, welches allein eine Abgabe am Wertstoffzentrum bzw. Bi-

omassezentrum vorsieht, dürfte allerdings, hinsichtlich der biogenen Abfälle, bereits nicht 

geeignet sein, die Getrenntsammelpflicht des § 20 Abs. 2 Nr. 1 KrWG rechtmäßig umzu-

setzen. So verdeutlichen bereits die Zahlen der Abfallbilanz,14 dass eine Getrenntsamm-

lung dieser Teilfraktion der Bioabfälle faktisch nur in sehr geringem Maße bis gar nicht 

erfolgt. 

 

Im Einzelnen: 

 

I. Die getrennte Erfassung von Bioabfällen 

1. Die Rahmenbedingungen nach dem bis zum 28.10.2020 geltenden 

§ 11 KrWG 

„Soweit dies zur Erfüllung der Anforderungen nach § 7 Abs. 2 bis 4 und § 8 

Abs. 1 erforderlich ist, sind Bioabfälle, die einer Überlassungspflicht nach 

§ 17 Abs. 1 unterliegen, spätestens ab dem 01.01.2015 getrennt zu sam-

meln“ (§ 11 Abs. 1 KrWG a.F.). 

 

Hinsichtlich der Getrennterfassungspflicht müssen damit ausgehend vom 

Wortlaut der bis zum 28.10.2020 geltenden Vorschrift folgende Vorausset-

zungen erfüllt sein. 

 
14 Abfallbilanz NRW für Siedlungsabfälle 2018, veröffentlicht unter: https://www.umwelt.nrw.de/fileadmin/redaktion/Broschue-

ren/2020_Abfallbilanz_2018_final.pdf. 
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➢ Bei den fraglichen Abfällen muss es sich um Bioabfälle han-

deln  

➢ Diese müssen an den örE gemäß § 17 Abs. 1 KrWG a.F. an-

dienungspflichtig sein 

➢ Die Getrenntsammlung muss für die Erfüllung der Verwer-

tungspflicht nach § 7 Abs. 2 bis 4 KrWG a.F. oder zur Durch-

führung einer vorrangigen hochwertigen Verwertungsmaß-

nahme nach § 8 Abs. 1 KrWG a.F. erforderlich sein („Erfor-

derlichkeitsvorbehalt“). 

 

a) Definition der Bioabfälle 

Entsprechend der Legaldefinition des § 3 Abs. 7 KrWG a.F. handelt es 

sich um biologisch abbaubare pflanzliche, tierische oder aus Pilzmate-

rialien bestehende 

 

(1) Garten- und Parkabfälle 

(2) Landschaftspflegeabfälle 

(3) Nahrungs- und Küchenabfälle aus Haushaltungen, aus dem 

Gaststätten- und Cateringgewerbe, aus dem Einzelhandel und 

vergleichbare Abfälle aus Nahrungsmittelverarbeitungsbetrieben 

sowie 

(4) Abfälle aus sonstigen Herkunftsbereichen, die den in den Num-

mern (1) bis (3) genannten Abfällen nach Art, Beschaffenheit 

oder stofflichen Eigenschaften vergleichbar sind. 

 

Zentrales Begriffsmerkmal und Grundlage dieser Definition ist die biolo-

gische Abbaubarkeit der jeweiligen Abfallstoffe.15 Der Wortlaut des § 3 

Abs. 7 KrWG a. F. verbindet darüber hinaus sowohl eine einsatzstoff-, 

als auch eine herkunftsbereichsbezogene Definition des Begriffs der Bi-

oabfälle und ist daher mit Blick auf den materiellen Anwendungsbereich 

sehr weit gefasst.16 So werden nunmehr auch pflanzliche Grünabfälle 

(Garten- und Parkabfälle sowie Grünschnitt) von der Definition erfasst. 

 
15 Vgl. BT-Drs. 17/6052, Seite 72. 
16 Queitsch, AbfallR 2012, Seite 182 (185). 
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Außerdem wurde durch die Formulierung auch die Bedeutung der (orga-

nischen) Nahrungs- und Küchenabfälle aus Haushaltungen hervorgeho-

ben und in den Anwendungsbereich der speziellen Vorgaben einge-

schlossen. Der Begriffsbestandteil der „Abfälle aus sonstigen Herkunfts-

bereichen“ im Sinne der Nummer 4 dient insoweit regelungstechnisch 

als Auffangtatbestand und wird dergestalt von der Abfallrahmenrichtlinie 

nicht vorgesehen. Hierunter fallen insbesondere biologisch abbaubare 

Kunststoffe, natürliche Textilfasern, Papier oder Reste der Holzverarbei-

tung,17 soweit im Einzelfall eine hinreichende qualitative Vergleichbarkeit 

mit den übrigen Fallgruppen des § 3 Abs. 7 KrWG a.F. besteht.18 

 

Die Verordnung über die Verwertung von Bioabfällen auf landwirtschaft-

lich, forstwirtschaftlich und gärtnerisch genutzten Böden (Bioabfallver-

ordnung – BioAbfV)19, die gemäß § 1 Anforderungen an die ordnungs-

gemäße und schadlose Verwertung stellt, definiert Bioabfälle im Weite-

ren zudem als „Abfälle tierischer oder pflanzlicher Herkunft oder aus Pilz-

materialien zur Verwertung, die durch Mikroorganismen, bodenbürtige 

Lebewesen oder Enzyme abgebaut werden können, einschließlich Ab-

fälle zur Verwertung mit hohem organischen Anteil tierischer oder pflanz-

licher Herkunft oder an Pilzmaterialien; zu den Bioabfällen gehören ins-

besondere die in Anhang 1 Nummer 1 in Spalte 1genannten, in Spalte 2 

weiter konkretisierten und durch die ergänzenden Bestimmungen in 

Spalte 3 näher gekennzeichneten Abfälle.“ 

Diese weitergehende Definition des Begriffs der Bioabfälle ist für die vor-

liegende Frage allerdings insofern ohne Bedeutung, als die Bioabfallver-

ordnung keine Regelung zur Getrenntsammlung trifft.  

 

b) Überlassungspflichtige Bioabfälle 

Von der in § 11 Abs. 1 KrWG a.F. umfasst werden allerdings nur die 

Bioabfälle erfasst, die einer Überlassungspflicht gemäß § 17 Abs. 1 

KrWG a.F. unterliegen.20 Dies hat zunächst zu Konsequenz, dass ob-

wohl in § 11 Abs. 1 der örE nicht explizit genannt wird, er doch aufgrund 

 
17 Kersandt, in: Schink/Versteyl (Hrsg.), Kommentar zum KrWG, 2. Auflage (2017), § 11 Rn. 4. 
18 Vgl. BT-Drs. 17/6052, Seite 72. 
19 Zur aktuellen Novelle der Bioabfallverordnung, vgl. Euwid 72.2021, S. 27. 

20 Fischer, in: Fluck/Frenz/Fischer/Franßen (Hrsg.),KrWR, AbfR und BodSchR, 128. Aktualisierung, Februar 2016, § 11, Rn. 26. 
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des Verweises auf die Überlassungspflicht Normadressat und damit 

Verpflichteter für die Umsetzung der Getrenntsammelpflicht ist.21  

 

Gemäß § 11 Abs. 1 KrWG a.F. sind damit vom örE grundsätzlich nur 

solche Bioabfälle getrennt zu erfassen, die aus privaten Haushaltungen 

stammen, soweit sie nicht auf privaten Grundstücken im Rahmen der 

Eigenverwertung einer Verwertung zugeführt werden.22 

Der Verweis in § 11 Abs. 1 KrWG a.E. auf § 17 Abs. 1 KrWG a.F. be-

deutet demnach, dass eine Getrenntsammlungspflicht des örE dann 

nicht besteht, soweit durch den Abfallbesitzer und Erzeuger eine 

höchstpersönliche Verwertung der Bioabfälle auf den im Rahmen der 

privaten Lebensführung genutzten Grundstücke möglich und beabsich-

tigt ist.23 

 

Diese gesetzes-immanente Bereichsausnahme von den Überlas-

sungspflichten findet ihren Hauptanwendungsfall im Zusammenhang 

mit der grundstücksbezogenen Eigenkompostierung. Die Eigenkom-

postierung muss ordnungsgemäß und schadlos erfolgen, was heißt, 

dass sie im Einklang mit dem KrWG und anderen öffentlich-rechtlichen 

Vorschriften stehen muss (§ 7 Abs. 3 KrWG a.F.). Sie darf insbeson-

dere nicht durch die Beschaffenheit der Abfälle, das Ausmaß der Ver-

unreinigung und der Art der Verwertung zu Beeinträchtigungen des 

Wohls der Allgemeinheit führen oder eine Schadstoffanreicherung her-

vorrufen.24 Dem örtlichen örE obliegt jedoch eine Reserveverantwor-

tung, sobald die ordnungsgemäße Verwertung nicht oder nicht mehr 

gewährleistet ist.25  

Eine Eigenverwertung in Form der Eigenkompostierung bleibt daher al-

ternativ zu der Bioabfallerfassung des örE bestehen. Umfang, Ausmaß 

und Ausgestaltung des örE Systems muss daher unbedingt an die Ei-

genkompostierungsquoten angepasst werden. Da die Eigenverwer-

 
21 Fischer, in: Fluck/Frenz/Fischer/Franßen (Hrsg.),KrWR, AbfR und BodSchR, 128. Aktualisierung, Februar 2016, § 11, Rn. 27; 

Hahn, in: Kopp-Assenmacher (Hrsg.), Kommentar zum KrWG, 2015, § 11, Rn. 15. 
22 Wenzel, in Schmehl/Klement, GK-KrWG, 2. Aufl. 2019, § 11, Rn. 15. 
23 Vgl. BT-Drs. 17/6052, Seite 86. 
24 Kern, Witzenhausen Institut 2012, Seite 40. 
25 Dippel, in: Schink/Versteyl, (Hrsg.), Kommentar zum KrWG, 2. Auflage (2017), § 17 Rn. 16. 
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tungsmöglichkeit räumlich auf die Grundstückssphäre des Abfallbesit-

zers beschränkt wird, ist im Umkehrschluss eine sonstige anderweitige 

Durchführung der Verwertung unzulässig.26 

Hinsichtlich der Bioabfälle aus anderen Herkunftsbereichen, die nicht 

dem örE als Abfälle zur Beseitigung zu überlassen sind, obliegt dem 

Abfallerzeuger bzw. -besitzer unmittelbar die Verwertungspflicht des 

§ 7 Abs. 2 KrWG a.F. sowie die Getrennthaltungspflicht des § 9 Abs. 1 

KrWG a. F.27 

 

Damit sind Gegenstand der Getrenntsammelpflicht des § 11 KrWG a.F. 

insbesondere alle Garten- (Grünabfälle) sowie Nahrungs- und Küchen-

abfälle aus privaten Haushaltungen (Bioabfälle).28 

 

c) Begriff der Getrenntsammlung 

Der Begriff der getrennten Sammlung wird in § 3 Abs. 16 KrWG legal 

definiert. Demnach handelt es sich bei einer getrennten Sammlung um 

eine Tätigkeit, „bei der ein Abfallstrom nach Art und Beschaffenheit des 

Abfalls getrennt gehalten wird, um eine bestimmte Behandlung zu er-

leichtern oder zu ermöglichen“. Hierbei handelt es sich um einen quali-

fizierten Unterfall der Sammlung im Sinne des § 3 Abs. 15 KrWG mit 

dem Ziel, eine ordnungsgemäße, schadlose und hochwertige Verwer-

tung zu ermöglichen,29 die das jeweilige stoffspezifische Ressourcen-

potential am effektivsten ausschöpft. Im Kontext des § 11 Abs. 1 KrWG 

a. F. bedeutet die Getrenntsammlung von Bioabfällen also die Gewähr-

leistung einer stofflich-räumlichen Trennung des Abfallstroms Bioab-

fälle von den sonstigen Abfallströmen. Im Zusammenhang mit der ge-

trennten Bioabfallentsorgung aus Haushaltungen sind daher insbeson-

dere die Voraussetzungen zu schaffen, dass Bioabfälle auch von den 

übrigen gemischten Siedlungsabfällen getrennt gehalten werden.30 

 

 
26 Schomerus, in: Versteyl/Mann/Schomerus, KrWG Kommentar, 4. Auflage (2019), § 17 Rn. 20. 
27 Wenzel, in Schmehl/Klement, a.a.O., § 11, Rn. 10 mit weiteren Verweisen zur Gewerbeabfallverordnung.  

28 Die Trennung in Grünabfälle und Bioabfälle wird u.a. auch vom AWP NRW, Teilplan Siedlungsabfälle 2018 so aufgenommen; 

vgl. zudem Henssen, .a.a.O., Rn. 2.  
29 Vgl. BT-Drs. 17/6052, Seite 73; Schomerus, in: Versteyl/Mann/Schomerus, KrWG Kommentar (2012), § 11 Rn. 8. 
30 Schomerus, in: Versteyl/Mann/Schomerus, KrWG Kommentar (2012), § 11 Rn. 8. 
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Die Getrenntsammlung für Bioabfälle durch den örE gem. §§ 11 

Abs.  1, 17 Abs. 1 und 20 Abs. 1 KrWG a. F. muss darüber hinaus flä-

chendeckend in der Gesamtheit der angeschlossenen Haushalte ge-

währleistet werden. Dies ergibt sich aus dem inhaltlichen Verweis in 

§ 11 Abs. 1 KrWG a. F. auf die Bestimmungen über die kommunalen 

Überlassungspflichten.31  

 

d) „Erforderlichkeitsvorbehalt“ 

Der „Erforderlichkeitsvorbehalt“ des § 11 KrWG a.F. zwingt zu prüfen, 

ob für die Verwertung eine getrennte Erfassung erforderlich ist. Hierbei 

wird Bezug genommen auf den Vorrang der Verwertung vor der Besei-

tigung von Abfällen, auf die Pflicht zur ordnungsgemäßen und schad-

losen Verwertung, auf die technische und wirtschaftliche Zumutbarkeit 

von Verwertungsmaßnahmen sowie die Abfallhierarchie des § 6 KrWG 

a. F.32 

 

(aa) Erforderlichkeit der Getrenntsammlung 

Grundsätzlich ist damit zunächst die Verwertungsstrategie zu 

verfolgen, die den Schutz von Mensch und Umwelt am besten 

gewährleistet.33 Eine Beseitigung von Bioabfällen dürfte nur in 

atypischen Sonderfällen zum Tragen kommen, nämlich dann, 

wenn die Abfälle z. B. bestimmte Schadstoffgrenzen überschrei-

ten, die eine Verwertung verbieten.34  

 

Die Verwertung muss zudem ordnungsgemäß, mithin im Ein-

klang mit den Vorschriften des KrWG sowie anderen öffentlich-

rechtlichen Vorschriften, wie der Bioabfallverordnung, stehen und 

schadlos sein (§ 7 Abs. 3 KrWG a.F.). Zugleich ist jeweils das 

nach § 6 KrWG festgelegte höherwertige Verwertungsverfahren 

zu wählen.35 

 
31 Dippel, in: Schink/Versteyl, (Hrsg.), Kommentar zum KrWG, (2012), § 17 Rn. 10. 
32 Vgl. dazu ebenso VG München, Urt. vom 28.11.2019, M 17 K 17/5282, Rn. 45. 

33 Vgl. dazu u.a. VKU, Positionspapier vom 25.01.2013, S. 6 f; Oetjen-Dehne/Krause/Dehnen/Erchinger, Ma 2014, S. 309 ff.  

34 Wenzel, in Schmehl/Klement, a.a.O., § 11, Rn. 17; Hahn, in: Kopp-Assenmacher (Hrsg.), Kommentar zum KrWG, 2015, § 11, 

Rn. 20. 
35 Hahn, in: Kopp-Assenmacher (Hrsg.), Kommentar zum KrWG, 2015, § 11, Rn. 21. 
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Zusammenfassend hat gemäß § 8 Abs. 1 S. 1 KrWG a. F. im kon-

kreten Einzelfall diejenige Verwertungsmaßnahme Vorrang, die 

den Schutz von Menschen und Umwelt nach Art und Beschaffen-

heit des Abfalls unter Berücksichtigung der in § 6 Abs. 2 S. 2 und 

3 KrWG a. F. festgelegten Kriterien (Vorsorge- und Nachhaltig-

keitsprinzip, Lebenszyklusbetrachtung) am besten gewährleis-

tet.36 

 

Die Pflicht öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger zur getrenn-

ten Sammlung von Bioabfällen ist inhaltlich an diese gesetzlichen 

Anforderungen der Verwertungsgrundpflichten gekoppelt.37 Prü-

fungsmaßstab ist, ob die Erfüllung der Verwertungspflicht gerade 

eine getrennte Sammlung der Bioabfälle voraussetzt.38 Die 

Pflicht zur Getrenntsammlung greift demnach nur dann, wenn sie 

zur Erfüllung der Anforderungen nach § 7 Abs. 2 bis 4 KrWG a. F. 

(Grundpflichten der Kreislaufwirtschaft) sowie § 8 Abs. 1 KrWG 

a. F. (Rangfolge und Hochwertigkeit der Verwertungsmaßnah-

men) erforderlich ist.39  

 

(bb) Technische Möglichkeit und wirtschaftliche Zumutbar-

keit 

Daneben steht die Erfüllung der Getrennterfassung und höher-

wertigen Verwertung zudem unter dem Vorbehalt der techni-

schen Möglichkeit und wirtschaftlichen Zumutbarkeit (§ 7 Abs. 4 

KrWG a. F.). Damit entfällt die Verpflichtung zur getrennten Bio-

abfallsammlung als Vorbereitung für eine möglichst hochwertige 

Verwertung dann, wenn diese wirtschaftlich unzumutbar oder 

technische unmöglich ist. Diese Einschränkung dient insoweit der 

Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes in seiner spezi-

ellen abfallrechtlichen Ausprägung dar.40  

 
36  Hierzu BMU, Referentenentwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des KrWG, 03.05.2016. 

37 Vgl. BT-Drs. 17/6052, S. 73, 81; Doumet, in: Jarass/Petersen, KrWG, a. a. O., § 11, Rn. 26 ff.; Wenzel, in: Schmehl, GK-
KrWG, a. a. O., § 11, Rn. 11 ff.; Sina, in: Jahn/Deifuß-Kruse/Brandt, KrWG, a. a. O., § 11, Rn. 10 ff. 

38  Doumet, in: Jarass/Petersen, KrWG, a. a. O., § 11 Rn. 26. 
39  Vgl. dazu Wenzel, in: Schmehl/Klement, GK- KrWG, a. a. O., § 11, Rn. 11. 
40 Hahn, in: Kopp-Assenmacher (Hrsg.), Kommentar zum KrWG, 2015, § 11, Rn. 23. 
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Im Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Zumutbarkeit muss 

der örE dabei die Kosten für die getrennte Erfassung und Verwer-

tung von Bioabfällen mit dem übrigen Haushaltsabfällen zu be-

werten.41 Er muss mithin darlegen, dass alle in Betracht kommen-

den Möglichkeiten der Getrenntsammlung und Verwertung wirt-

schaftlich unzumutbar sind.42 Dabei muss allerdings Beachtung 

finden, dass die wirtschaftliche Unzumutbarkeit eine eng auszu-

legende Ausnahme darstellt, welche unter Berücksichtigung aller 

konkreten Umstände des Einzelfalls und unter Beachtung der 

ressourcenökonomischen und ökologischen Ziele des KrWG dar-

zulegen ist.43 Dabei müssen die Mehrkosten für eine getrennte 

Erfassung außer Verhältnis zu den Kosten für eine gemeinsame 

stehen, welches im Einzelfall schwer darzulegen sein dürfte.44 

Zusammenfassend müsste mithin im Einzelfall untersucht wer-

den, ob die Gebührenhöhe unangemessen wäre, wenn die Kos-

ten für die getrennte Sammlung auf die Gebührenschuldner um-

gelegt würde und damit die neue Gebühr „zu einer gebühren-

rechtlichen Überforderung der privaten Haushalte führen 

würde.“45 

 

Auch die technische Möglichkeit der getrennten Erfassung und 

anschießenden hochwertigen Verwertung ist grundsätzlich als 

gegeben anzusehen.46 Eine technische Unmöglichkeit dürfte mit-

hin allein in Ausnahmefällen bestehen, nämlich dann, wenn die 

örtlichen Gegebenheiten eine solche nicht oder nur sehr er-

schwert zulassen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass z.B. allein 

die Tatsache, dass Tonnen in engen Gassen oder Straßen (Alt-

stadtbereich) zur Durchführung einer Getrenntsammlung im Hol-

system nicht aufgestellt werden können, zum einen nicht dazu 

führt, dass in anderen Bereichen des Entsorgungsgebiets sehr 

wohl ein Holsystem angeboten werden kann und zum anderen 

 
41 BT- Drs. 18/4562, S. 4. 

42 VG München,Urt. vom 28.11.2019, M 17 K 17/5285, Rn. 50. 

43 Beckmann, in Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Stand Juni 2019, § 7, Rn. 77.  
44 Vgl. dazu auch VG München, M 17 K 17/5282, Rn. 53 ff. 
45 VG München, Urt. vom 28.11.2019, 17 K 17/5285, Rn. 54. 

46 Queitsch, getrennte Bioabfallerfassung und-verwertung, AbfallR 2014, S. 163 ff. (165). 
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eine technische Unmöglichkeit insgesamt nur dann nicht gege-

ben ist, wenn alle technisch machbaren Alternativen (z.B. Bring-

system) zur getrennten Sammlung nicht durchführbar sind.47 

 

Zusammenfassend enthält § 11 KrWG a.F. damit die Verpflich-

tung der örE Bioabfälle insbesondere aus privaten Haushaltun-

gen, die in der Regel einer ordnungsgemäßen und schadlosen 

Verwertung zuzuführen sind, zu dessen Zweck getrennt zu erfas-

sen. Allein wenn die Getrenntsammlung technisch nicht möglich, 

ökonomisch unzumutbar oder ökologisch undurchführbar ist, ent-

fällt die Pflicht, eine solche durchzuführen.48 Sollte eine Getrennt-

sammelpflicht für den örE aus den genannten Gründen nicht zu-

lässig bzw. zumutbar sein, muss er dies im Einzelfall darlegen.49 

In der Regel ist allerdings, wovon auch der Gesetzgeber ausgeht, 

von einer Getrenntsammelpflicht auszugehen.50 

 

2. Die Rahmenbedingungen nach dem seit dem 29.10.2020 gelten-

den § 20 KrWG 

a) Allgemeine Ausführungen 

Das Gesetz zur Umsetzung der AbfRRL der Europäischen Union vom 

23.10.2020 wurde am 28.10.2020 im Bundesgesetzblatt verkündet und 

ist am 29.10.2020 in Kraft getreten. Zuvor hatte der Bundestag dem 

Gesetzesentwurf der Bundesregierung mit den Änderungsempfehlun-

gen des Umweltausschusses am 17.09.2020 zugestimmt.  

 

 
47 Vgl. dazu Bundesumweltministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit, Rechtliches Argumentationspapier 

zu § 11 Abs. 1 KrWG, 2015, S. 3 f.  
48 Wenzel, in Schmehl/Klement, a.a.O., § 11, Rn. 15. 

49 VG München, Urt. vom  28.11.2019, M 17 K 17/5282, Rn. 50. 

50 BT-Drs. 18/2214, S. 5.  
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Die Novelle des KrWG, die im Kern der Umsetzung der novellierten 

AbfRRL vom 04.07.201851 sowie einzelner Regelungen der EU-Ein-

wegkunststoff-Richtlinie52 dient, enthält einige weitgehende Neuerun-

gen.53 Neu strukturiert wurden auch die nunmehr in § 20 Abs. 2 KrWG 

zusammengeführten Getrenntsammelpflichten. Gemäß § 20 Abs. 2 

KrWG sind die örE nunmehr verpflichtet, folgende in ihrem Gebiet in 

privaten Haushaltungen angefallenen und überlassenen Abfälle ge-

trennt zu sammeln: 

 

1. Bioabfälle 
2. Kunststoffabfälle 

3. Metallabfälle 

4. Papierabfälle 

5. Glas 

6. Textilabfälle 

7. Sperrmüll und  

8. gefährliche Abfälle 

 

Dabei sind dem Wortlaut nach allein die Getrenntsammlungspflicht für 

Textilabfälle, Sperrmüll und gefährliche Abfälle neu geregelt worden. 

Die Verpflichtung zur getrennten Sammlung von Papier-, Metall-, 

Kunststoff-, Glas- und eben auch von Bioabfällen bestand bereits nach 

§ 14 Abs. 1 KrWG a. F. bzw. § 11 Abs. 1 KrWG a. F. (Bioabfälle). Als 

Adressat der Getrenntsammelpflicht war zwar nicht der örE, wie nun-

mehr in § 20 KrWG geregelt, explizit angesprochen, allerdings waren 

diese über den Verweis auf die Überlassungspflicht des § 17 Abs. 1 

KrWG, vgl. für die Bioabfälle § 11 Abs. 1 KrWG a. F. ebenso „indirekt“ 

verpflichtet.54 

 

Die Getrenntsammelpflicht besteht allerdings auch weiterhin nicht ab-

solut, sondern unterliegt den Schranken der allgemeinen Regelungen 

des § 9 KrWG. 

 

 
51 Richtlinie 2008/98/EG, geändert durch Richtlinie 2018/851/EU. 

52 Siehe bereits dazu die Ausführungen unter A. 

53 Bedeutsam aus Sicht der örE dürfte insbesondere die nunmehr in § 18 Abs. 8 KrWG normierte Klagebefugnis der örE in Ver-

fahren über gewerbliche Sammlungen sein. 
54 Siehe dazu bereits die Ausführungen zu Rechtslage bis 28.10.2020. 
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b) Getrenntsammelpflicht für Bioabfälle 

Nach § 20 Abs. 2 Nr. 1 KrWG sind die örE verpflichtet, die in ihrem 

Gebiet in privaten Haushaltungen angefallenen und überlassenen Bio-

abfälle getrennt zu sammeln; § 9 Abs. 1 und 3 Nr. 3 und 4 sowie Abs. 

4 KrWG gelten entsprechend. Die Regelung dient dabei der Umsetzung 

des Art. 22 Abs. 1 der novellierten AbfRRL. 

 
Folgende Voraussetzungen müssen damit erfüllt sein. 

 

(aa) Bioabfälle 

Zunächst muss es sich bei den getrennt zu sammelnden Abfällen 

um solche der Abfallfraktion Bioabfälle handeln. 

 

Was Bioabfälle sind, ist weiterhin in § 3 Abs. 7 KrWG legal defi-

niert. Im Gegensatz zur Vorgängerregelung nennt § 3 Abs. 7 als 

Bioabfälle künftig auch Kantinenabfälle sowie Abfälle aus Büros 

und aus dem Großhandel. Die Neufassung dient dabei der Um-

setzung von Art. 3 Nr 4 der novellierten AbfRRL und steht im Zu-

sammenhang mit der Verpflichtung zur getrennten Sammlung 

von Bioabfällen nach § 20 Abs. 2 KrWG sowie der Verordnungs-

ermächtigung nach § 12 KrWG.55 Für die Getrenntsammelpflicht 

der örE nach § 20 Abs. 2 KrWG dürfte insoweit aber weiterhin 

von Bedeutung sein, dass sowohl Garten als auch Nahrungs- und 

Küchenabfällen aus privaten Haushaltungen als Bioabfälle zu de-

finieren sind. 

 

(bb) Getrenntsammelpflicht 

Diese Abfälle sind nach § 20 Abs. 2 Nr. 2 KrWG getrennt zu sam-

meln, d. h. derart zu erfassen, dass dieser Abfallstrom nach Art 

und Beschaffenheit des Abfalls getrennt gehalten wird, um eine 

bestimmte Behandlung zu erleichtern oder zu ermöglichen (Le-

galdefinition der getrennten Sammlung nach § 3 Abs. 16 KrWG).  

 

 
55 BT-Drs. 19/19373, S. 46. 
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(cc) Ausnahmen nach § 9 Abs. 1 und Abs. 3 Nr. 1 und 3 so-

wie Abs. 4 KrWG 

(1) „Erforderlichkeitsvorbehalt“ des § 9 Abs. 1 KrWG 

Die Getrenntsammelpflicht der örE steht dabei auch weiter-

hin56 unter dem grundsätzlichen Vorbehalt, dass dies für 

die Erfüllung der Anforderungen nach § 7 Abs. 2 bis 4 und 

§ 8 Abs. 1 KrWG, - Getrenntsammlung muss für eine hoch-

rangige ordnungsmäße und schadlose Verwertung erfor-

derlich sein – erforderlich ist. Insoweit sind keine Änderun-

gen zur alten Vorschrift zu sehen. 

 

(2) Technische Möglichkeit (§ 9 Abs. 3 KrWG) und 

wirtschaftliche Zumutbarkeit (§ 9 Abs. 4 KrWG) 

Der in § 9 Abs. 1 allgemeine Vorbehalt der Erforderlichkeit 

wird zudem in § 9 Abs. 3 weiter konkretisiert und durch die 

genannten Fallgruppen näher bestimmt.57 

Für die Getrenntsammelpflicht der Bioabfallfraktion sind al-

lein die Verweise auf die technische Möglichkeit und wirt-

schaftliche Unzumutbarkeit von Bedeutung. 

 

Der Gesetzgeber geht dabei davon aus, dass eine Verwer-

tungsmaßnahme und entsprechend auch die getrennte 

Sammlung dann als technisch möglich anzusehen ist, 

„wenn ein praktisch geeignetes Verfahren zur Durchfüh-

rung der vorrangigen Verwertungsmaßnahmen zur Verfü-

gung steht und rechtliche zulässig ist. Praktisch geeignet ist 

das technische Verfahren dann, wenn es ohne längere Er-

probungsphase verwirklicht werden kann“.58 

 

 
56 Zu den Voraussetzungen nach § 11 KrWG a.F. vgl. die Ausführungen unter I. 

57 BT-Drs. 19/19373, S. 49. 

58 BT-Drs. 19/19373, S. 50. 
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Auch der Verweis auf eine wirtschaftliche Unzumutbarkeit 

wird weiter präzisiert und durch in die Verhältnismäßigkeits-

prüfung einzustellende Belange, § 9 Abs. 3 Nr. 4 lit a-c 

KrWG weiter konkretisiert.59. Weiterhin gilt, dass bloße 

Mehrkosten der getrennten Sammlung gegenüber der ge-

meinsamen Sammlung keine Unverhältnismäßigkeit be-

gründet. Vielmehr müssen die Kosten in „einem besonde-

ren Missverhältnis stehen und für einen objektiven Dritten 

in der Situation des betroffenen Abfallerzeugers oder -be-

sitzers wirtschaftlich nicht hinnehmbar“ sein.60 

 

Eine Exkulpation dürfte dabei nur in Ausnahmefällen gelin-

gen, wie bereits zuvor zu § 11 KrWG a.F., dargestellt. 

 

Die Ausnahmetatbestände des § 9 Abs. 3 Nr. 1 KrWG (ver-

gleichbare Qualität bei gemischter Sammlung) und § 9 

Abs. 3 Nr. 2 (Umweltauswirkungen) sind dagegen nicht an-

wendbar. Diesbezüglich führt der Gesetzgeber aus: „Aller-

dings kann sich der öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger 

nicht darauf berufen, dass von der Getrenntsammlung aus 

ökologischen Gründen zugunsten einer gemeinsamen 

Sammlung mit anderen Abfallarten abgesehen werden 

kann. Für die stoffliche Nutzung von Bioabfällen ist immer 

eine hohe Sortenreinheit erforderlich, die mit einer gemein-

samen Sammlung mit anderen Haushaltsabfällen nicht ge-

währleistet ist. Aufgrund der Beschaffenheit von Bioabfällen 

kann die gemeinsame Erfassung von Bioabfällen mit ande-

ren Abfällen das (nachträgliche) Aussortieren von Fremd-

stoffen wie Kunststoff, Glas, Papier und Metall aus einem 

Bioabfallgemisch, keine vergleichbaren Ergebnisse erzie-

len. Ebenso ist aus Hierarchiegesichtspunkten die ge-

trennte Sammlung immer die bessere Option, weil sich Ge-

mische von Bioabfällen mit anderen Abfällen nicht stofflich 

 
59 BT-Drs. 19/19373, S. 50.  

60 BT-Drs. 19/19373, S. 50; vgl. dazu auch VG München, Urt. vom 28.11.2019, M 17 K 17/5282. 



 
 
  

 20 von 31 

verwerten lassen. Es finden daher nur die Fallgruppen des 

§ 9 Abs. 1 sowie Abs. 3 Nummer 3 und 4 Anwendung.“61 

 

(3) Verweis auf § 9 Abs. 4 KrWG 

Zu berücksichtigen ist zudem, dass mit dem Verweis auf 

§ 9 Abs. 4 KrWG die energetische Verwertung von Bioab-

fällen grundsätzlich verboten wird. Eine Vergärung von Bi-

oabfällen als kombiniertes Verfahren bleibt allerdings, wie 

vom Gesetzgeber ausdrücklich klargestellt, ebenso mög-

lich, wie die energetische Verwertung von im Rahmen der 

Bioabfallbehandlung ausgeschleusten und für die Kompos-

tierung und Vergärung ungeeigneten Abfällen.62 

 

3. Zwischenfazit 

Bereits seit dem 01.01.2015 gilt eine Getrenntsammelpflicht von Bioabfällen, 

die nunmehr in § 20 Abs. 2 Nr. 1 KrWG geregelt ist. Der örE hat dabei insbe-

sondere die in den privaten Haushaltungen anfallenden Grün- sowie Nah-

rungsmittel- und Küchenabfälle getrennt zu sammeln.  

 

Ausnahmen gelten nur dann, wenn aufgrund der Beschaffenheit der Bioab-

fälle eine Verwertung nicht schadlos und/oder ordnungsgemäß erfolgen 

kann, oder aber die Getrenntsammlung weder technisch möglich noch wirt-

schaftlich zumutbar ist.  

 

Alle Ausnahmen sind dabei äußert eng auszulegen. So geht der Gesetzgeber 

zum einen davon aus, dass eine getrennte Sammlung von Bioabfällen Vo-

raussetzung für eine hochwertige Verwertung ist;63 zum anderen, dass auch 

die Voraussetzungen der technischen Möglichkeit und wirtschaftlichen Zu-

mutbarkeit64 in der Regel erfüllt sind. So wird bereits vielerorts eine Getrennt-

 
61 BT-Drs. 19/19373, S. 54. 

62 BT-Drs. 19/19373, S. 54. 

63 BT-Drs. 18/2241, S. 3. 

64 Doumet, in Jarass/Petersen, KrWG, 1. Aufl. 2014, § 11, Rn. 29. 
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sammlung durchgeführt, so dass von einer generellen technischen Möglich-

keit auszugehen ist.65 Bei der Frage der wirtschaftlichen Zumutbarkeit ist zu-

dem zu berücksichtigen, dass in Deutschland flächendeckend ein leistungs-

fähiger Wirtschaftszweig zur Behandlung und Verwertung von Bioabfällen 

gegeben ist, so dass jeder örE durch entsprechende Ausschreibungen einen 

Markt schaffen kann.66 Auch bloße Mehrkosten begründen keine Unzumut-

barkeit.67 

 

Zusammenfassend ist mithin festzustellen, dass durch die Einführung der 

Getrenntsammelpflicht der Gesetzgeber die Grundentscheidung getroffen 

hat, dass für Bioabfälle, auch unter den Voraussetzungen des gesetzlichen 

Vorrangs der Abfallverwertung, eine hochwertige Verwertung notwendig, so-

wie technisch möglich und wirtschaftlich zumutbar ist.68  

 

Die Stadt Leverkusen, als zuständiger örE, geht ausweislich ihrer Abfallsat-

zung ebenso davon aus, dass in ihrem Entsorgungsgebiet die Voraussetzun-

gen für eine Getrenntsammlung von Bioabfällen gegeben ist. 

 

So heißt es ausdrücklich in § 9 Abs. 2 der Abfallwirtschaftssatzung:  

 

lit. d) „Sofern Grünabfälle nicht gem. § 8 Abs. 1 durch Eigenkompostie-

rung verwertet werden, sind Kleinmengen (bis PKW- Kofferraumladung) 

im Rahmen der Grünschnittsammlung zu den Sammelstellen zu bringen 

oder können am Wertstoffzentrum abgeliefert werden. Größere Mengen 

Grünabfälle sind direkt am Biomassezentrum in Burscheid Heiligeneiche 

zu bringen“ 

lit.e) „Biogene Abfälle aus privaten Haushaltungen und vergleichbaren 

Anfallstellen können in haushaltsüblichen Mengen zu Verwertungszwe-

cken am Wertstoffzentrum oder dem Biomassenzentrum in Burscheid 

Heiligeneiche angeliefert werden.“ 

 

 
65 BT-Drs. 18/2214, S. 8. 

66 Henssen, a.a.O., S. 14; Doumet, in Jarass/Petersen, a.a.O., § 11, Rn. 30; a.A. Wenzel, in Schmehl/Klement, a.a.O., § 11, Rn. 

19. 
67 Wenzel, in Schmehl/Klement, a.a.O., § 11, Rn. 20. 

68 BT-Drs. 18/2214, S. 5. 
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Damit wird auch für Bioabfälle eine getrennte Sammlung im Entsorgungsge-

biet der Stadt Leverkusen angeordnet. 

 

Fraglich dürfte allerdings sein, ob die angeordnete Sammlung im Bringsys-

tem den gesetzlichen Anforderungen ausreichend genügt.  

 

Dies soll im Folgenden untersucht werden: 

 

 

II. Umsetzung der Getrenntsammlungspflicht 

§ 20 Abs. 2 KrWG postiert zwar, wie dargelegt, eine Getrenntsammelpflicht, adres-

siert an die örE, nicht aber wird vom Gesetzgeber vorgegeben, auf welcher Weise 

diese Pflicht umzusetzen ist. Vielmehr kommt den zuständigen örE ein organisati-

onsrechtlicher Spielraum bei der Ausgestaltung der Getrenntsammlungsverpflich-

tung zu.69 

 

1. Kommunale Organisationshoheit, Art. 28 Abs. 2 Grundgesetz 

(GG) 

Maßgebend ist in diesem Zusammenhang, dass im Rahmen der getrennten 

Erfassung Systeme zum Einsatz kommen sollen, die die jeweils beste Erfas-

sung von Bioabfällen unter Beachtung ihrer technischen Möglichkeit, wirt-

schaftlichen Zumutbarkeit und ökologisch durchführbaren Umsetzung ge-

währleisten.70 Dabei ist die verfassungsrechtlich vorgegebene Organisati-

onshoheit als Bestandteil der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie der 

örE bei der Art und Weise der Erfassung der Bioabfälle zu berücksichtigen.71 

Zur Erfüllung der Getrennthaltungsverpflichtung ist es daher nicht per se 

zwingend erforderlich, regelmäßig einen Anschluss- und Benutzungszwang 

mit Festlegung eines Mindestbehältervolumens festzulegen.72 Im Rahmen 

der Ausübung eines umfassenden Ermessens, kann letzteres aber ggf. das 

am besten geeignete und zugleich verhältnismäßige Mittel sein. 

 

 
69 Wenzel in Schmehl/Klement, a.a.O., § 11, Rn. 8. 

70 BT-Drs. 18/2214, S. 7; Doumet, in Jarass/Petersen, a.a.O., § 11, Rn. 31 f. 

71  So ausdrücklich AWP NRW, Teilplan Siedlungsabfälle, S. 43. 

72  So aber die Schlussfolgerungen aus dem F+E-Vorhaben, a.a.O., S. 2. 
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Zentrales Element der kommunalen Organisationshoheit als Bestandteil des 

kommunalen Selbstverwaltungsrechts im Sinne von Art. 28 Abs. 2 GG ist das 

weite Organisationsermessen der Städte und Gemeinden, diejenigen Bedürf-

nisse und Interessen, die in der örtlichen Gemeinschaft wurzeln oder einen 

spezifischen Bezug haben, eigenverantwortlich wahrzunehmen.73 Gemäß 

§§ 17 Abs. 1 und 20 Abs. 1 KrWG sind örE für die Entsorgung aller auf ihrem 

Gebiet angefallenen und überlassenen Abfälle aus privaten Haushaltungen 

sowie Abfällen zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen zuständig, 

verantwortlich und verpflichtet. Gerade die Organisation der kommunalen Ab-

fallwirtschaft wird im Rahmen der Organisationshoheit als Bestandteil der 

kommunalen Selbstverwaltungsgarantie besonders geschützt.74 

 

Mithin steht das „Wie“ (Art und Weise) der Bioabfallerfassung in der Organi-

sationshoheit des örE, solange die Art und Weise der Sammlung der Bioab-

fälle keiner weiteren bundesrechtlichen Konkretisierung gemäß § 20 Abs. 2 

KrWG erfährt.75  

 

Dies entspricht im Übrigen auch der Umsetzung von Getrennthaltungspflich-

ten anderer kommunaler Stoffströme wie Papier, Pappe und Kartonage 

(PPK). Auch hier entwickeln sich die Getrennterfassungssysteme anhand der 

Bedingungen und Voraussetzungen vor Ort, so dass bundesweit verschie-

dene zulässige Systeme, wie  

 

• Sacksammlungen,  

• Containersammlung,  

• Abgabe an Wertstoffhöfen,  

• Bündelsammlungen,  

• Blaue Tonne  

 

oder ähnliches umgesetzt wurden. 

 

 
73 Vgl. BVerfGE 79, 127 ff. (151) – Rastede. 

74 Vgl. dazu BVerfGE 79, 127 ff. (152) – Rastede. 

75 Queitsch, AbfallR 2012, S. 182 ff. 
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Nach § 20 Abs. 2 KrWG werden lediglich gesetzliche Zielvorgaben bestimmt, 

wobei den örtlichen Entscheidungsträgern die Organisationshoheit hinsicht-

lich der Art und Weise der Umsetzung erhalten bleibt. Die Vorwegnahme ei-

ner bestimmten „Systementscheidung“, z. B. zugunsten der flächendecken-

den Biotonne, enthalten die Regel- und Ausnahmebestimmungen, die eine 

umfassende am Einzelfall orientierte Gesamtabwägung ermöglichen, gerade 

nicht. 

 

2. Systemvarianten 

Die Pflicht zur getrennten Sammlung ist damit unabhängig von einer be-

stimmten Systementscheidung, so dass zur Erfüllung der Getrenntsamm-

lungspflicht sowohl Hol- als auch Bringsysteme sowie Kombinationsmo-

delle in Betracht kommen.76 

 

Mithin können die örE gegenwärtig selbst entscheiden, ob sie die Bioab-

fallentsorgung in Form eines  

 

• Hol- oder Bringsystems,  

• grundstücksbezogen durch Bereitstellung einer Biotonne oder Aus-

gabe von Abfallsäcken, 

• dezentral an Kompostierungs- und Wertstoffhöfen, 

• grundstücksbezogen im Rahmen der Abfuhr von sperrigen Grünab-

fällen 

• oder an Depotcontainern anbieten.77  

 

Denkbar sind auch 

 

• Kombinationsmodelle je nach Bioabfallbestandteil oder  

• saisonale Schwerpunkt- und Konzentrationssammlungen z. B. we-

gen erhöhter Grünschnittaufkommen in den Herbstmonaten oder 

„Tannenbaumsammlungen“ nach den Weihnachtsfeiertagen.78  

 
76 Doumet, in Jarass/Petersen, a.a.O., § 11, Rn. 24. 

77 Vgl. Queitsch, AbfallR 2012, S. 182 ff. (186); vgl. dazu auch Kleine Anfrage der Abgeordneten Henter, Licht, Ludwig, Meurer, 

Schmitt, Schnieder, Landtag Rheinland-Pfalz, Drs. 17/13129 (Bioabfallentsorgung in der Region Trier). 
78 Queitsch, AbfallR 2012, S. 182 ff. (186). 
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Die Entscheidung, welches System gewählt werden soll, muss dabei im Rah-

men einer Gesamtabwägung vor Ort mit dem Ziel der Umsetzung des § 20 

KrWG79 erfolgen.80 Dabei sind verschiedene Faktoren zu berücksichtigen, 

wie: 

 

- das Verhalten der Bevölkerung bei der Abfalltrennung 

- die Akzeptanz der Bevölkerung für ein bestimmtes System 

- die Nutzung/Quote der Eigenkompostierung 

- ländlich oder dichte Siedlungs- und Bebauungsstruktur oder 

- der tatsächliche realisierbare Anschlussgrad insgesamt 

- die Fehlwurfquote bei Benutzung von Bioabfallbehältern 

- die Beschaffenheit der Bioabfälle – Grünschnitt oder Nahrungs- und 

Küchenabfälle.81 

 

3. Anwendung für das Entsorgungsgebiet der Stadt Leverkusen 

Dementsprechend muss auch die Stadt Leverkusen ihr Organisationsermes-

sen bei der Festlegung des Sammelsystems umfassend ausüben. Dabei hat 

sie Folgendes zu berücksichtigen: 

 

a.) Bring- oder Holsystem 

Derzeit werden nicht nur Grün-, sondern auch die Nahrungs- und Kü-

chenabfälle im Rahmen eines Bringsystems erfasst. Während ein sol-

ches System für die getrennte Sammlung von Grünschnitt geeignet er-

scheint,82 dürfte dies dagegen für die Erfassung der Nahrungs- und Kü-

chenabfälle nicht der Fall sein. 

 

So sollten Nahrungs- und Küchenabfälle bereits aus hygienischen 

Gründen möglichst täglich aus bewohnten Räumen entfernt werden, da 

diese Abfälle weder längere Zeit lager- noch transportfähig sind.83 Für 

 
79 Wenzel, in Schmehl/Klement, a.a.O., § 11, Rn. 31.  

80 Petersen/Doumet/Stöhr, NVwZ 2012, S. 521 ff. (528).  

81 Vgl. dazu u.a. v. Bechtolsheim/Charlier/Wagner, MA 2011, S. 180 ff. (181); Queitsch, in Schink/Frenz/Queitsch, Das neue 

KrWG 2012 – Schnelleinstieg, 1.Aufl. 2012, Rn. 370 ff. 
82 UBA, Verpflichtende Umsetzung der Getrenntsammlung von Bioabfällen, Veröffentlichung 84/2014, S. 61, veröffentlicht unter: 

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/texte_84_2014_verpflichtende_umset-
zung_der_getrenntsammlung_von_bioabfaellen.pdf. 

83 Henssen, a.a.O., S. 20. 
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diese Fraktion der Bioabfälle wird daher die Installation eines Holsys-

tem teilweise sogar als zwingend84, jedenfalls als das am besten ge-

eignete System angesehen.85 „Für die Abschöpfung der Potenziale an 

Nahrungs- und Küchenabfälle ist ein haushaltsnahes Holsystem wie 

die Biotonne erforderlich. Diese Abfälle sind nicht längere Zeit lager- 

und transportfähig. Eine Erfassung von Nahrungs- und Küchenabfällen 

über Bringsysteme ist nicht zu empfehlen und wird bislang auch nicht 

erfolgreich praktiziert.“86 

 

Eine Getrenntsammlung von Küchen- und Nahrungsabfällen allein im 

Wege eines Bringsystems, welches eine Anlieferungsmöglichkeit, wie 

von der Abfallsatzung Leverkusen vorgesehen, allein an einem Wert-

stoffhof oder alternativ am Biomassezentrum vorsieht, dürfte dagegen 

nicht geeignet sein, die Getrenntsammelpflicht gemäß § 20 KrWG 

rechtmäßig umzusetzen.  

So weisen die Zahlen der Abfallbilanz für die Stadt Leverkusen aus, 

dass 2018 lediglich 0,99 kg/E Bioabfälle, gemeint sind hier allein die 

Nahrungs- und Küchenabfälle aus privaten Haushaltungen, erfasst 

wurden. Im Vergleich dazu erfasste die Stadt Mönchengladbach im 

gleichen Zeitraum im Wege eines Holsystems rund 104 kg/E.87 Allein 

dies zeigt, dass davon auszugehen ist, dass die größte Anzahl an Nah-

rungs- und Lebensmittelabfällen im Restmüll landet. Es dürfte insoweit 

auch realitätsfern sein, davon auszugehen, dass die Abfallbesitzer z. B. 

Obstabfälle vom Restabfall täglich separieren und zum Wertstoffhof 

bringen.  

 

Damit dürfte festzuhalten sein, dass jedenfalls für die Küchen- und 

Nahrungsabfälle das bisher in der Stadt Leverkusen praktizierte Bring-

system in keiner Weise geeignet ist, die Zielvorgaben des § 20 KrWG 

zu erfüllen.  

 

 
84 Henssen, a.a.O., S. 20; AWP NRW, Teilplan Siedlungsabfälle, S. 43; vgl. dazu auch Umweltbundesamt, Verpflichtende Um-

setzung der Getrenntsammlung von Bioabfällen, Text 8/2014, S. 173. 
85 Umweltbundesamt, a.a.O., S. 173. 

86 AWP NRW, Teilplan Siedlungsabfälle, S. 46. 

87 Abfallbilanz NRW für Siedlungsabfälle 2018, S. 47.  
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Dies bedeutet allerdings nicht, dass damit zwangsläufig nunmehr das 

Erfassungssystem als Holsystem mittels Biotonne, auch wenn es sich 

dabei wohl um das am besten geeigneten System handelt,88 ausgestal-

tet werden muss. Das eine Erfassung von Bioabfällen, mithin auch von 

Nahrungs- und Küchenabfällen per se auch im Bringsystem nicht 

grundsätzlich verboten ist, zeigt die Bioabfallerfassung in der Region 

Trier. Dort werden vom Zweckverband Abfallwirtschaft Regio Trier 

(A.R.T.) im Verbandsgebiet zentrale Sammelbehälter für Küchen- und 

Speiseabfälle aufgestellt. In diese können die Abfallbesitzer sodann 

ihre im Haus erfassten Bioabfälle in speziell zur Verfügung gestellten 

Biotüten zur Sammelstelle bringen.89 Im Vergleich zudem bisher von 

der Stadt Leverkusen vorgehaltenem System, wird hier allerdings eine 

Vielzahl von Sammelstellen angeboten. 

 

Auch das VG München betonte in seiner Entscheidung vom 

28.11.2019, dass eine Getrenntsammlung grundsätzlich sowohl im 

Rahmen eines Hol- als auch Bringsystems oder einer Kombination von 

beiden möglich sei. Auch ein Bringsystem mit einer hohen Sammelstel-

lendichte sei per se nicht als rechtswidrig einzustufen. Vielmehr komme 

es auf spezifischen regionalen und örtlichen Gegebenheiten an, deren 

im Rahmen der Ermessensausübung Rechnung getragen müsse.90 

 

Ob ein solches Bringsystem auch für die Stadt Leverkusen in Betracht 

käme, muss im Wege einer umfassenden Abwägung untersucht wer-

den. Dazu wäre u.a. zu ermitteln, wie viele Standplätze91 zur Verfügung 

gestellt werden müssten, ob die Abfallbesitzer dieses zur Verfügung 

gestellte System nutzen würde und ob damit die Zielvorgabe des § 20 

KrWG (getrennte Erfassung von Bioabfällen) erreicht werden könnten. 

 

Demgegenüber muss in die Beurteilung zu dem die Einführung eines 

Holsystems mittels Biotonne ebenso in die Erwägungen und Gesamt-

 
88 Vgl. obige Ausführungen sowie nur AWP NRW, Teilplan Siedlungsabfälle, S. 47 f. 

89 Vgl. dazu nur „Aktuelle Entwicklungen – Bioabfälle in der Region Trier“, https://www.art-trier.de/eo/cms?_sprache=de&_be-

reich=artikel&_aktion=detail&idartikel=345722. 
90 VG München, Urt. vom 28.11.2019, 17 K 17/5282, Rn. 36;43. 

91 Zur Bereitstellung einer hohen Standortdichte vgl. auch VG München M 17 K 17.5282, Rn. 43 mit Verweis auf die Studie des 

bifa Umweltinstituts vom 16.01.2018. 



 
 
  

 28 von 31 

abwägung miteinbezogen werden. Dabei dürfte auch zu berücksichti-

gen sein, dass die Einführung einer Biotonne zur möglichst umfassen-

den getrennten Erfassung und Verwertung von Bioabfällen als das am 

besten geeigneten System im Regelfall angesehen wird.92 

 

Etwas anders zu beurteilen ist dagegen die getrennte Erfassung des 

Grünschnitts. Hier dürfte das bisher vorgehaltene Bringsystem durch-

aus geeignet sein. So zeigen bereits die Zahlen in der Abfallbilanz 

NRW für Siedlungsabfälle 2018, dass hier 92 kg/E und damit im Ver-

gleich zu anderen Kreisstädten eine hohe Sammelquote erreicht wird.93 

Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass Grünabfälle hygienisch besser 

gelagert und zum Wertstoffzentrum gebracht werden kann.94  

 

Zusammenfassend dürfte daher festzustellen sein, dass jedenfalls für 

die Getrenntsammlung von Nahrungs- und Küchenabfällen das gegen-

wärtig vorgehaltene Bringsystem als nicht geeignet anzusehen ist. Ob 

alternativ ein Bringsystem in Betracht kommt, welches, vergleichbar zu 

den Erfahrungen in Entsorgungsgebiet des Zweckverbands A.R.T., mit 

einer Vielzahl von dezentralen Sammelstellen in Betracht kommt, dürfte 

im Wege einer umfassenden Ermessensausübung zu bewerten sein. 

Als jedenfalls bestgeeignetes Mittel zur Erreichung der Umsetzung des 

§ 20 KrWG dürfte regelmäßig die Einführung einer Erfassung der Bio-

abfälle im Wege eines Holsystems (Biotonne) in Betracht kommen. 

 

b.) Pflicht- oder freiwillige Tonne 

Insoweit sich der örE für die Einführung eines Holsystems (Biotonne) 

entscheidet, muss zudem geklärt werden, ob die Biotonne freiwillig 

oder aber verpflichtend einzuführen ist.  

 

Ausgehend von der gesetzlichen Vorgabe, dass Bioabfälle vom Rest-

müll getrennt zu erfassen sind, kann eine freiwillige Biotonne nur dann 

als Erfassungssystem vom örE vorgegeben werden, wenn zugleich 

auch andere Erfassungssysteme – Bringsystem – vorgehalten werden. 

 
92 Vgl. dazu AWP NRW, Teilplan Siedlungsabfälle, S. 47; Henssen, a.a.O., S. 20; vgl. auch EUWID 52/2020, S. 27; EUWID 

43/2020, S. 17.; Studie des bifa Instituts Eigenverwertung von Bioabfällen, Bifa-Text, N. 65, November 2015 S. 40 
93 Abfallbilanz NRW für Siedlungsabfälle 2018, S. 47. 

94 Vgl. dazu auch UBA, Verpflichtende Umsetzung der Getrenntsammlung von Bioabfällen, Text 8/2014, S. 174. 
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Eine freiwillige Biotonne als einziges Angebot für eine getrennte Erfas-

sung dürfte dagegen nicht als ausreichend zur Umsetzung der Verwer-

tungspflicht des § 20 KrWG anzusehen sein.95 

 

Bei der Frage der Einführung einer Pflicht- oder freiwilligen Biotonne 

muss der örE darüber hinaus im Rahmen seiner Ermessensentschei-

dung (Gestaltungsermessen) berücksichtigen, dass ein Anschluss- und 

Benutzungszwang, mit einer Ausnahme für die Eigenkompostierung96, 

einen höheren Anschlussgrad und einen Mengenanstieg erwarten 

lässt, eine freiwillige Biotonne dagegen möglicherweise die Qualität der 

Sammelmenge erhöht.97 Letzteres dürfte allerdings auch durch eine 

optimierte, die Biotonne flankierende Öffentlichkeitsarbeit erreicht wer-

den.98 

 

Auch ein Vergleich der erzielten Erfassungsmengen zwischen Entsor-

gungsgebieten, die Biotonnen auf freiwilliger Basis oder aber verpflich-

tend eingeführt haben, zeigen erhebliche Unterschiede auf. So weist 

der NABU u. a. darauf hin, dass in der Praxis bei einer freiwilligen Bio-

tonne oftmals pro Kopf jährlich weniger als 10 kg/E Bioabfälle über die 

Biotonne erfasst werden, bei einer verpflichtenden Biotonne dagegen 

Erfassungsmengen von über 100 kg/E erzielt werden.99 

 

Auch dies muss von der Stadt Leverkusen im Rahmen einer umfassen-

den Gesamtabwägungen Berücksichtigung finden.  

 

4. Zwischenergebnis 

Letztlich obliegt es der Stadt Leverkusen im Wege einer umfassenden Ge-

samtabwägung zu entscheiden, mit welchem Erfassungssystem die Ge-

trenntsammelpflicht nach § 20 KrWG umgesetzt werden soll.  

 

 
95 AWPNRW, Teilplan Siedlungsabfälle, S. 47 f.; UBA, Umsetzung der Getrenntsammlung von Bioabfällen,a.a.O., S. 57. 

96 Diese unterfällt bereits nicht der Überlassungspflicht. 

97 Wenzel, in Schmehl/Klement a.a.O., § 11, Rn. 31.  

98 Vgl. dazu auch Verband kommunaler Unternehmen e.V. Positionspapier vom 25.01.2013, S. 6.  

99 EUWID 1/2021, S. 3. 
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Das bisher vorgehaltene Erfassungssystem für die Bioabfälle in Form von 

Nahrungs- und Küchenabfällen dürfte ungeeignet und daher rechtswidrig 

sein.  

 

Ziel muss jedenfalls die Festschreibung eines Erfassungssystem sein, mit 

dem die getrennte Erfassung von Bioabfällen gemäß § 20 Abs. 2 Nr. 1 KrWG 

erreicht werden kann.  

 

D. Zusammenfassung und Ergebnis 

• § 20 Abs. 2 Nr. 1 KrWG fordert, ebenso wie die Vorgängervorschrift des § 11 

KrWG vom örE die getrennte Sammlung von überlassungspflichtigen Bioabfällen 

aus privaten Haushaltungen (Nahrungs- und Küchenabfällen sowie Grünschnitt).  

• Der Gesetzgeber hat zwar keine absolute Getrenntsammelpflicht für Bioabfälle 

gesetzlich normiert, sondern diese unter einem „Erforderlichkeitsvorbehalt“ ge-

stellt, allerdings wird dieser in der Regel wohl gegeben sein. 

• Die Umsetzung der Getrenntsammelpflicht obliegt dem örE, dem dabei ein Orga-

nisationsermessen, als Ausfluss der kommunalen Organisationshoheit des 

Art. 28 Abs. 2 GG zukommt. In Betracht kommen dabei sowohl bring- als auch 

Holsysteme sowie eine Kombination aus beiden. Im Rahmen seines Ermessens 

hat der örE dabei eine Vielzahl von Faktoren zu berücksichtigen, wie: 

 

o das Verhalten der Bevölkerung bei der Abfalltrennung 

o die Akzeptanz der Bevölkerung für ein bestimmtes System 

o die Nutzung/Quote der Eigenkompostierung 

o ländlich oder dichte Siedlungs- und Bebauungsstruktur oder 

o der tatsächliche realisierbare Anschlussgrad insgesamt 

o die Fehlwurfquote von Bioabfallbehältern 

o die Beschaffenheit der Bioabfälle – Grünschnitt oder Nahrungs- und Kü-

chenabfälle.100 

 

Entscheidend muss allerdings sein, dass das Ziel, mithin die getrennte Erfassung von 

Bioabfällen, erreicht wird. 

 

 
100 Vgl. dazu u.a. v. Bechtolsheim/Charlier/Wagner, MA 2011, S. 180 ff. (181); Queitsch, in Schink/Frenz/Queitsch, a.a.O., Rn. 

370 ff. 
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• Das bisher bereitgehaltene System der Erfassung von Grünschnitt dürfte dabei 

die Anforderungen einer getrennten Sammlung gemäß § 20 Abs. 2 Nr. 1 KrWG 

erfüllen.  

• Demgegenüber dürfte das bisher bereitgehaltene System einer getrennten Erfas-

sung von Nahrungs- und Küchenabfällen aus privaten Haushaltungen, den An-

forderungen des § 20 Abs. 2 Nr. 1 KrWG in keiner Weise gerecht werden. Die 

Zahlen der Abfallbilanz zeigen, dass faktisch keine bzw. nur eine sehr geringe 

0,99 kg/E (Abfallbilanz NRW für Siedlungsabfälle 2018) getrennte Sammlung die-

ser Teilfraktion der Bioabfälle erfolgt. Damit muss die Stadt Leverkusen, als zu-

ständiger örE ein anderes, deutliche geeignetes Erfassungssystem zur Verfü-

gung stellen. In Betracht kommt dabei insbesondere die Bereithaltung einer 

Pflichtbiotonne für die anschlusspflichtigen Haushalte. Ob dabei weitere Erfas-

sungssysteme–Bringsystem mit einer hohen Sammelstellendichte, Kombination 

eines Bringsystems mit einer freiwilligen Biotonne – in Betracht kommen, muss 

im Rahmen einer umfassenden Gesamtabwägung durch den örE entschieden 

werden. Ziel muss jedenfalls die vollständige Umsetzung des § 20 Abs. 2 Nr. 1 

KrWG sein. 

 


